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1. Planungserfordernis und Zielsetzung der Planung 

Der Gemeinderat Heroldsbach hat am 25.09.2019 beschlossen, den Bebauungsplan „Stei-
gäcker II“ in Heroldsbach aufzustellen. 
 
Das Ziel des vorliegenden Bebauungsplanes „Steigäcker II“ in Heroldsbach ist die planungs-
rechtliche Sicherung bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen als „Allgemeines Wohnge-
biet“ gemäß § 4 Abs. 1 und Abs. 3 Nr. 4 BauNVO sowie als Verkehrs- und Wasserflächen 
und als öffentliche Grünflächen. 
 
Es gehört zur Angelegenheit der Gemeinde das gesamte Gemeindegebiet inkl. aller dazuge-
hörigen Ortsteile als Wohnstandort langfristig zu sichern bzw. weiterzuentwickeln. Dies be-
steht auch u. a. darin, neue Bauflächen im gesamten Gemeindegebiet verteilt auszuweisen 
mit dem Ziel, die Nachfrage nach Bauplätzen und in der Folge den Zuzug von Neubürgern 
und den Verbleib von einheimischen Bürgern in der Gemeinde zu gewährleisten bzw. zu 
fördern. Diese Absicht zielt gleichzeitig darauf ab, langfristig zu einer ausreichenden Auslas-
tung/Nutzung bzw. einem wirtschaftlichen Betrieb aller vorhandenen Infrastrukturen sowie 
kommunalen Einrichtungen des sozialen und kulturellen Lebens (Vereine, örtliche Gastro-
nomie, Kindertagesstätten, Kirchengemeinde, Bibliothek usw.) bzw. der zur Verfügung ge-
stellten öffentlichen Infrastruktur (z. B. Auslastung Kläranlage, Unterhalt der Kanalisation, der 
Trinkwasserversorgung usw.) beizutragen und diese nicht nur auf dem Status quo zu stabili-
sieren, sondern zu verbessern. 
Durch jeden Zuzug junger Familien verfolgt die Gemeinde gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB ihr 
städtebauliches Ziel, die lokale Wirtschaft zu stärken und für die notwendige Auslastung und 
Wirtschaftlichkeit der kommunalen Infrastrukturen (Einrichtungen der Daseinsvor- und -
fürsorge usw.) zu sorgen. 
 
Die Gemeinde verfolgt weiterhin das Planungsziel, sozial stabile Bewohnerstrukturen zu 
schaffen bzw. zu erhalten, die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung zu decken, Eigentum der 
Bevölkerung zu fördern und insgesamt die demographische Bevölkerungsentwicklung zu 
berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) und einer Überalterung der Bevölkerung entge-
genzuwirken. Die nachfolgende Tabelle zeigt, dass sich die Bevölkerung seit dem Jahr 2000 
bis 2019 in der Gemeinde Heroldsbach von 4.953 Einwohnern auf 5.107 Einwohner erhöht 
hat. Die Prognose des Bayrischen Landesamts für Statistik geht davon aus, dass die Bevöl-
kerung Mitte der 30er knapp bei 5.200 Einwohnern liegt.  
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Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung mit Prognose (Quelle: Konzept zur Innenentwicklung 
Ergebnisbericht – April 2020) 

 
Im Zeitraum (2020 bis 2030 wird sich der Anteil der über 65 –Jährigen von 18,5% auf 25,5 % 
erhöhen und somit ein Viertel der Gesamteinwohner Heroldsbach ausmachen. Laut der Vo-
rausberechnung wird bis zu dem Jahr 2037 der Anteil noch auf 27,6% steigen. Die nachfol-
gende Abbildung zeigt die Entwicklung der Altersstruktur im Zeitraum von 1990 bis 2020 und 
die Prognose bis 2037. Somit wird der Anteil der älteren Bevölkerung bis zum Jahr 2037 um 
über 57% zunehmen. 
 

 
Abbildung 2: Entwicklung Altersstruktur der über 65-Jährigen (Quelle: Konzept zur 
Innenentwicklung Ergebnisbericht – April 2020) 
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Laut Landesamt für Statistik hat sich der Anteil der unter 18-jährigen seit 1995 kontinuierlich 
von 25,9 % der Bevölkerung Heroldsbachs auf 17,2 % im Jahre 2018 zurückentwickelt. Laut 
Prognose wird sich der Anteil bis zum Jahre 2037 auf diesen Wert einpendeln. Kontinuierlich 
wird auch der Anteil an Erwerbstätigen (Altersgruppe zwischen 18 und 64 Jahren) von 65,8% 
bis auf 55,2% im Jahre 2037 zurückgehen. 
 
Die Schaffung von Bauland in Heroldsbach dient somit auch dazu, diese Entwicklung hin-
sichtlich der Altersstruktur abzumildern und die Bevölkerungsentwicklung konstant zu halten, 
indem man vor allem der einheimischen Bevölkerung die Möglichkeit bietet sich in der Hei-
matgemeinde anzusiedeln, um eine Familie zu gründen. Im Vergleich zum gesamten Land-
kreis Forchheim lag die Bewölkungszunahme prozentual gesehen in den Zeitraum von 2010 
bis 2018 bei ca. 1% nahe zu gleich. Durch die günstige Lage zum Oberzentrum Forchheim 
und die günstige Nähe zu dem Ballungsraum Erlangen/Nürnberg/Fürth und dem dort herr-
schenden Siedlungsdruck, der aufgrund der dortigen Nachfrage nach Wohnraum nicht in-
nerhalb des Stadtgebietes befriedigt werden kann, bleibt die Gemeinde Heroldsbach auch 
weiterhin ein beliebte Wohngemeinde. Somit wird die Gemeinde Heroldsbach offensichtlich 
von den potentiellen Nutzern oder zukünftigen Bewohnern als attraktiver Standort wahrge-
nommen. Der Bedarf für das vorliegende Baugebiet ergibt sich nicht nur aus der gemeindein-
ternen Nachfrage sondern auch durch den außerörtlichen Bedarf. Man will schließlich durch 
die Ausweisung des Baugebietes auch einen Zuzug von Neubürgern von außerhalb generie-
ren.  
 
Im Jahre 2019 hat die Gemeinde Heroldsbach das Büro PLANWERK Stadtentwicklung in 
Kooperation mit Topos team, beide aus Nürnberg, mit der Erstellung eines Innenentwick-
lungskonzeptes beauftragt. Ziel des Konzeptes war es dabei bestehende und voraussichtli-
che Innenentwicklungspotentiale systematisch zu erfassen, strategische Konzepte und Maß-
nahmen zur Nutzung von Innenentwicklungspotentialen zu entwickeln und Konzepte zur Re-
vitalisierung älterer Einfamilienhausgebiete und ortskernnaher Bereiche aufzuzeigen. Im 
Rahmen dieses Konzeptes ist eine Eigentümerbefragung von Immobilien- und Grundstücks-
besitzer durchgeführt worden, die mögliche Potentiale der  Innenentwicklung wie klassische 
Baulücken, Leerstand und Wohnen im Wandel aufzeigen soll. Von den 245 befragten Eigen-
tümern mit Innenentwicklungspotentialen wurde ein Rücklauf von 61 Fragebögen generiert. 
Dabei zeigten nur jeweils 4 Verkaufs- bzw. Tauschbereitschaft (Quelle: Konzept zur Innen-
entwicklung Ergebnisbericht – April 2020).  
Das Ergebnis der Umfrage zeigt den aktuellen Trend auf den Immobilienmarkt, dass auf-
grund der geringen Zinsen für Geldanlagen keine Bereitschaft besteht, den eigenen Bauplatz 
zu verkaufen, oder dass die Bauplätze für eigene Familienmitglieder zurückgehalten werden. 
Hierbei handelt es sich zu einem nicht unerheblich hohen Anteil um sog. „Enkelgrundstücke“, 
d. h. um Flächen, die im Familieneigentum verbleiben sollen (also nicht auf dem freien Markt 
gehandelt werden), um zukünftigen Generationen und Nachkömmlingen Baumöglichkeiten 
im Ort bieten bzw. sichern zu können.  
Die Studie kommt auch zu dem Ergebnis, dass die Altorte „gute Möglichkeiten bieten, die 
traditionelle Nutzungsmischung von Wohnen, Handel, Handwerk und Gewerbe weiter zu 
entwickeln“. Dieses Potenzial abzurufen, bedarf einen eher langfristigen Prozess und kann 
„von Politik und Verwaltung, Eigentümern, Vertretern der Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft, Architekten und Planern nur gemeinsam bewältigt werden“.  
 
Im Jahr 2018 hat die Gemeinde Heroldsbach zusammen mit der Nachbargemeinde Hausen 
die Aufstellung eines Interkommunalen Städtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) 
beschlossen. In einer ersten Vorstellung des ISEK-Entwurfes im Juni 2019 zielen viele 
vorgeschlagene Maßnahmen auf die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung 
und den Umbau der historischen Zentren in den verschiedenen Ortsteilen ab. In dem 
vorgestellten Entwurf sind aber auch die lang- und kurzfristig geplanten Baugebiete, die sich 
rund um den Hauptort verteilen, dargestellt. Hierbei spielt auch das Baugebiet „Steigäcker II“ 
als zukünftige Wohnbaufläche eine wichtige Rolle. Das ISEK-Konzept sieht eine Schließung 
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der Wohnbebauung zwischen „Reuendorfer Weg“ und der bestehenden Bebauung „Am 
Vogelherd“ vor. 
 

 
Abbildung 3: Entwurf des Entwicklungskonzeptes Heroldsbach zum ISEK Heroldsbach/Hausen 
2019 (Quelle Entwurf ISEK 2019) 

 
Des Weiteren gibt es in Heroldsbach kaum Wohnbauflächen, die aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt werden können. Lediglich zwischen dem Heroldsbach-Altort und Herolds-
bach-Nord existieren noch Flächen für eine Bebauung. Der Gemeinde stehen aber diese im 
Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbauflächen aus eigentumsrechtlichen Gründen 
nicht zur Verfügung.  
 
Im rechtskräftigen Bebauungsplan „Steigäcker“ aus dem Jahre 1996 ist eine Zufahrt und 
somit eine mögliche Planungsabsicht für eine Erweiterung des Baugebietes schon damals 
vorgesehen. Im Zuge der Straßenerschließung für das Baugebiet „Steigäcker“ ist die im 
rechtskräftigen Bebauungsplan als Straßenbegleitgrün dargestellte mögliche Zufahrt auch 
schon straßentechnisch ausgebaut worden. Somit war dieses Gebiet schon immer für 
Wohnbebauung vorgesehen. Dieses im Südwesten gelegene Baugebiet „Steigäcker II“ stellt 
eine gewisse Ortsabrundung dar, dass die Wohnbaulücke zwischen der Straße „Reuendorfer 
Weg“ und der bestehenden Bebauung „Am Vogelherd“ nahezu durchgängig schließt. Durch 
die Ausweisung eines Baugebietes an dieser Stelle wird ein Hineinragen in die Landschaft 
vermieden. 
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2. Geltungsbereich und örtliche Verhältnisse 

Die Gemeinde Heroldsbach entstand in ihrer heutigen Ausdehnung im Jahr 1971 durch den 
freiwilligen Zusammenschluss der Gemeinden Heroldsbach, Oesdorf, Poppendorf und 
Thurn. 
 
Heroldsbach liegt am Westrand des Landkreises Forchheim im Regierungsbezirk Oberfran-
ken. Die Gemeindegrenze stößt im Westen an die Grenzen der Gemeinden Hemhofen und 
Adelsdorf, die zum mittelfränkischen Landkreis Erlangen-Höchstadt gehören. Heroldsbach 
liegt ca. 5 - 6 km südwestlich der Kreisstadt Forchheim im Hirtenbachtal, einem Seitental des 
Regnitztales. 
 
Die Gemeinde Heroldsbach ist verkehrsgünstig gelegen: über die Bundesstraße 470, die im 
nördlichen Gemeindegebiet durch Oesdorf führt, ist Heroldsbach mit zwei Autobahnen ver-
bunden: die westlich gelegene Autobahn BAB 3 und die östlich verlaufende BAB 73. Die 
nächstgelegene Autobahnauffahrt auf die BAB 73 ist ca. 5 - 6 km von Heroldsbach entfernt. 
Das südliche Gemeindegebiet ist über die Kreisstraße FO 13 an das überörtliche Verkehrs-
netz angebunden.  
Heroldsbach wird von zwei Buslinien in Richtung Forchheim bedient; von dort bestehen An-
schlüsse an den regionalen Verkehr und den Fernverkehr der Deutschen Bahn. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Steigäcker II liegt am südwestlichen Ortsrand 
von Heroldsbach, direkt an das Gebiet des Bebauungsplanes Steigäcker angrenzend. Hier-
bei wurde schon bei dessen Planung die mögliche Erschließung des nun aufgestellten Be-
reiches berücksichtigt. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurnummern 269, 222, 222/2, 223, 
224 und 224/1 der Gemarkung Heroldsbach, beträgt ca. 10.554 m² und wird wie folgt 
umgrenzt: 
 
- Im Nordwesten, Norden und Osten: von angrenzender Wohnbebauung 
- im Süden: durch einen Wirtschaftsweg und angrenzende landwirtschaftliche Fläche, 
- im Südwesten: durch landwirtschaftliche Fläche 
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Abbildung 4: Abgrenzung des Geltungsbereiches (o.M.) 

 
Schutzgebiete und Biotope 
Im Plangebiet sind keine Schutzgebiete (Landschafts-, Naturschutzgebiete, Natura 2000 
gebiete oder Biotope der Flachlandkartierung vorhanden. Im weiteren Umfeld des Geltungs-
bereiches liegen folgende FFH- und SPA-Gebiete: 
 
- SPA-Gebiet 6331-471.04 Aischgrund – Entfernung ca. 2,5 km 
- FFH-Gebiet /SPA-Gebiet 6332-371/6331- 472 Markwald bei Baiersdorf - Entfernung 

ca. 700 m 
- SPA-Gebiet 6332-471.01 Regnitz- Unters Wiesenttal - Entfernung ca. 4,5 km 
 
Diese Gebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Bau- und Bodendenkmale 
Im bzw. in der Nähe des Geltungsbereiches befinden sich keine Bau- und Bodendenkmale. 
 
Überschwemmungsgebiet 
Es sind keine Überschwemmungsgebiete, Wasserschutzgebiete und Vorrang- oder Vorbe-
haltsflächen für die öffentliche Trinkwasserversorgung betroffen. Oberflächengewässer sind 
ebenfalls nicht betroffen. 
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3. Verfahren und planungsrechtliche Situation 

3.1 Planaufstellungsverfahren 

 
Das Bebauungsplanverfahren wird gemäß § 13b BauGB (Einbeziehung von Außenbereichs-
flächen in das beschleunigte Verfahren) durchgeführt. Für die Anwendung des § 13b BauGB 
gilt § 13a entsprechend für Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 13a Ab-
satz 1 Satz 2 von weniger als 10.000 Quadratmetern, durch die die Zulässigkeit von Wohn-
nutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
anschließen. Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans gemäß § 13b BauGB 
kann nur bis zum 31. Dezember 2019 förmlich eingeleitet werden; der Satzungsbeschluss 
nach § 10 Absatz 1 ist bis zum 31. Dezember 2021 zu fassen.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans schließt an den vorhandenen Siedlungskörper an. 
Die zulässige Grundfläche des Bebauungsplans gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO beträgt weni-
ger als 10.000 m².  
 
Es soll kein UVP-pflichtiges (UVP: Umweltverträglichkeitsprüfung) Vorhaben zugelassen 
werden und es liegen keine Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele und Schutzzwecke von 
FFH (spezielle europäische Schutzgebiete in Natur- und Landschaftsschutz) und europäi-
schen Vogelschutzgebieten vor.  
 
Im Verfahren nach § 13b BauGB gelten demzufolge über § 13a Abs. 2 BauGB auch die Vor-
schriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend: 
- von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

wurde abgesehen (§ 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB), 
- die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit erfolgt durch Auslegung nach § 3 Abs. 2 

BauGB (§ 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB), 
- die Einholung der Stellungnahmen der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange wird nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt (§ 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB), 
- von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der An-

gabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 1 und § 10a Abs. 1 
BauGB wird abgesehen, 

- § 4c BauGB ist nicht anzuwenden (§ 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB). 
 
Bei der Beteiligung nach Abs. 2 Nr. 2 ist darauf hinzuweisen, dass von einer Umweltprüfung 
abgesehen wird (§13 Abs. 3 Satz 2BauGB). 
Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren (vgl. § 1 a Abs. 3 Satz 6 BauGB und § 13 a Abs. 
2 Nr. 4 BauGB). 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 findet in der Zeit vom 26.10.2020 bis ein-
schließlich 27.11.2020, die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB findet mit Schreiben vom 26.10.2020 bis einschließlich 27.11.2020 statt. 
 
In der öffentlichen Gemeinderatsitzung am ………..2020 wurden die in der Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung gem. den §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stel-
lungnahmen abgewogen und der Satzungsbeschluss gefasst. 
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3.2 Regionalplan 

 
Die Gemeinde Heroldsbach liegt im Südwesten der Planungsregion „Oberfranken-West“ 
westlich der Entwicklungsachse von überregionaler Bedeutung, die im Regnitztal von Bam-
berg nach Nürnberg verläuft. Die Gemeinde Heroldsbach und die Gemeinde Hausen bilden 
gemeinsam einen zentralen Doppelort (Doppel-Grundzentrum) in der äußeren Verdichtungs-
zone von Forchheim.  
Das nächstgelegene Oberzentrum ist die Stadt Forchheim. 
 
 
3.3 Flächennutzungsplan 

 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Heroldsbach ist der Geltungsbereich als 
„Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt. Der Bebauungsplan „Stegäcker II“ wird somit nicht 
aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt. 
Der Flächennutzungsplan soll nach Abschluss des Verfahrens gem. § 13a Abs. 2 Satz 2 
BauGB an die durch den Bebauungsplan veranlasste Nutzungsänderung zu „Wohnbauflä-
che“ „im Wege der Berichtigung“ angepasst werden. 
 

 
Abbildung 5: Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 
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4. Geplante bauliche Nutzung und Gestaltung 

 
4.1 Nutzungsart und Flächenaufteilung 

 
Der Geltungsbereich umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 1,02 ha (10.190 m²). 
Auf dieser Fläche soll ein Allgemeines Wohngebiet entstehen. Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 
Nr. 1, 2, 3 und 5 BauNVO und Nutzungen gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO und folgende 
Nutzungen gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO Schank- und Speisewirtschaften und nicht stö-
rende Handwerksbetriebe sind ausgeschlossen. 
 
Die Fläche des Geltungsbereiches teilt sich folgendermaßen auf: 
 

Nutzungsart Flächengröße Flächenanteil 

Allgemeines Wohngebiet (WA): 7.620 m² 72,2 % 

Verkehrsflächen: 1.976 m² 18,7 % 

Grünfläche: 518 m² 4,9 % 

Fläche für Regenrückhalt: 290 m² 2,8 % 

Ausgleichsfläche: 150 m² 1,4 % 

Gesamt: 10.554 m² 100,0 % 

 
Im Baugebiet sollen ca. 13 Baugrundstücke entstehen, deren Bauplatzgröße von ca. 460 m² 
bis ca. 750 m² reicht. 
 
 
4.2 Maß der Nutzung / Höhenlage der Gebäude 

 
Grundflächenzahl/ Baugrenzen 
Der Umfang der überbaubaren Flächen wird durch die Grundflächenzahl (GRZ) und durch 
die Baugrenzen in der Planzeichnung festgesetzt. Das Maß der Überbaubarkeit wird durch 
die engere der beiden Festsetzungen bestimmt. Die Baugrenzen wurden parallel zum Stra-
ßenverlauf über die vorgeschlagenen Grundstücksgrenzen hinweg als Bänder dargestellt. 
Die Grundflächenzahl beträgt für das Baugebiet 0,3. Garagen, überdachte Stellplätze und 
Nebenanlagen können unter Maßgabe der Abstandsregelungen der Bayerischen Bauord-
nung innerhalb und außerhalb der Baugrenzen errichtet werden. 
 
Geschossflächenzahl 
Die maximale Geschossflächenzahl beträgt 0,6. 
 
Maximale Anzahl der Vollgeschosse 
Die Höchstzahl der Vollgeschosse wurde auf II festgesetzt.  
 
Höhenlage der Gebäude/ Erdgeschossfußbodenoberkante 
Die Oberkante des fertigen Fußbodens im Erdgeschoss darf maximal 0,4 m über der Ober-
kante der anliegenden Straße, die dem Grundstück als Erschließung dient, liegen. Bezugs-
punkt sind der Mitte des Hauptgebäudes und der zur Gebäudemitte nächstliegende Punkt 
auf der Grenze zwischen Straße und Grundstück. Sollten zwei Straßen den gleichen Ab-
stand zum Gebäudemittelpunkt aufweisen, ist der höher gelegene Bezugspunkt zu wählen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/
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Die Geländeform ist zu belassen. Bei der Entwässerung tiefliegender Räume ist unbedingt 
DIN 1986_100 (Schutz gegen Rückstau) zu beachten. 
 
Maximale Höhe der Gebäude 
Die maximale Höhe der baulichen Anlagen ist abhängig von der Dachform. Die Firsthöhe 
darf bei Sattel - und Walmdächer, gemessen von der fertigen Erdgeschossfußbodenober-
kante bis zum höchsten Punkt des Daches, 9,00 m nicht überschreiten. Bei Pult- und Flach-
dächern liegt die max. Gebäudehöhe, gemessen von der fertigen Erdgeschossfußboden-
oberkante bis zum höchsten Punkt des Daches, bei 8,00 m. 
 
 
4.3 Bauweise und baugestalterische Festsetzungen 

 
Bauweise 
Die Wohngebäude sind als Einzelhäuser oder Doppelhäuser in offener Bauweise zu errich-
ten.  
 
Dachgestaltung: 
Als Dachform sind Satteldach, Walmdach, Zeltdach und Pultdach zulässig. Die Dächer dür-
fen eine Neigung von 0° bis 45° aufweisen. 
Dachgauben sind mit Satteldach oder als Schleppgauben zugelassen; die maximale 
Gaubenbreite darf 2,50 m betragen. Sie sind zu verputzen, mit Holz zu verschalen oder mit 
Blech zu verblenden. Die Eindeckung ist dem Hauptdach anzupassen. 
Die Gesamtlänge der Dachaufbauten einschließlich liegender Dachfenster darf je Dachseite 
2/3 Drittel der Hauslänge nicht überschreiten; der Mindestabstand der Gaube zur Giebelseite 
darf 1,50 m (gemessen wird von der Außenwand) betragen. 
Negative Dacheinschnitte sind nur in direkter Verbindung mit Gauben zulässig. 
Die Errichtung eines Zwerchgiebels (gilt nicht als Dachaufbau) ist bei mittiger Anordnung 
zulässig. Die Breite darf maximal 50 % der gesamten Dachlänge des Haupthauses betragen. 
 
Auf den Dachflächen von Haupt- und Nebengebäuden sind Sonnenkollektoren und Photovol-
taikanlagen zulässig.  Des Weiteren besteht bei Doppelhäusern eine Anpassungspflicht. Die 
Gestaltung ist abzustimmen.  
 
Festsetzungen für die Gestaltung der Garagen, Nebengebäude und Stellplätze: 
Die Stellplatzsatzung ist zu beachten. 
Garagen sind nur eingeschossig und ohne Kniestock zulässig. Garagen aus Wellblech oder 
in ähnlich leichter Bauweise sind nicht zulässig.  
 
Garagen, überdachte Stellplätze und Nebenanlagen können - soweit sie nach Art. 6 der 
BayBO in den Abstandsflächen zulässig sind - auch außerhalb der Baugrenzen errichtet 
werden (§ 23 Abs. 5 BauNVO). 
 
Wintergärten sind als Anbauten an die Hauptgebäude zulässig.  
 
Festsetzungen Bodenbewegungen 
Auf dem Grundstück sind Veränderungen gegenüber der vorhandenen Geländeoberkante 
bis max. 0,5 m zulässig. 
 
 
4.4 Sonstige Festsetzungen und Hinweise 

Sichtdreiecke 
Sichtdreiecke sind Sichtfelder, die von jeder sichtbehindernden Nutzung freizuhalten sind. 
Bepflanzungen, Bebauungen und Einfriedungen dürfen eine Höhe von 0,80 m über OK 
Fahrbahn nicht überschreiten. Die Schenkellängen richten sich nach der vorgesehenen zu-
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lässigen Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h. Sämtliche Sichtdreiecke sind vom Ingenieur-
büro überprüft worden. 
 
Leitungen zur Versorgung 
Oberirdische Versorgungsleitungen (z.B. Strom-, Telefon- oder TV-Leitungen) sind innerhalb 
des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes nicht zulässig. Aus gestalterischen Gründen 
sind diese grundsätzlich unterirdisch und auf öffentlichem Grund zu verlegen. 
In allen Verkehrsflächen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in 
einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom 
vorzusehen.  
 
Bodendenkmäler 
Aufgefundene Bodendenkmäler sind der Archäologischen Außenstelle für Oberfranken 
(Schloss Seehof / Memmelsdorf) anzuzeigen, sowie unverändert zu belassen; die Fortset-
zung der Erdarbeiten bedarf der Genehmigung. 
Archäologische Bodendenkmäler genießen den Schutz des BayDSchG, insbesondere Art. 7 
Abs. 1 und Art. 8 Abs. 1 und 2. 
 
Altlasten 
Werden bei Erschließungs- oder Baumaßnahmen Anzeichen gefunden, die auf einen Altlast-
verdacht schließen lassen, ist die Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Forchheim unver-
züglich zu informieren. 
 
 

5. Gestalterische Ziele und Maßnahmen der Grünordnung 

Im Westen von Heroldsbach soll ein gut durchgrüntes Baugebiet entstehen. 
Der Geltungsbereich ist geprägt von landwirtschaftlich genutzten Flächen. Das Gelände 
steigt nach Nordwesten leicht an. 
Die Bodenversiegelung wird durch die festgesetzte Grundflächenzahl begrenzt. Zur Reduzie-
rung der anfallenden Abflussmengen von Oberflächenwasser (incl. Dachentwässerung) soll 
das Oberflächenwasser - soweit möglich - der Versickerung zugeführt oder in Zisternen ge-
sammelt werden, um es für die Gartenbewässerung oder als Brauchwasser in der Sanitär-
technik zu nutzen. Die Größe der Auffangbehälter sollte pro 100 m² Dachfläche 2 - 3 m³ nicht 
unterschreiten. Oberflächenwasser, das nicht auf privaten Grundstücken versickern kann, ist 
dem vorgesehenen Regenrückhaltebecken zuzuführen. 
Die Bodenversiegelung ist auf das unumgängliche Maß zu beschränken. Um die Grundwas-
serneubildung innerhalb des Baugebietes zu fördern, sind alle befestigten Flächen, auf de-
nen keine grundwasserschädlichen Stoffe anfallen, sind nach Möglichkeit wasserdurchlässig 
herzustellen. Ein Bodengutachten zur Feststellung der Versickerungsfähigkeit des Bodens 
wurde noch nicht durchgeführt.  
Um die Belange des Naturschutzes und der Umwelt zu berücksichtigen und für eine höhere 
Lebensqualität im Wohngebiet zu sorgen, werden für die Bepflanzung Mindestvorgaben zur 
Durchgrünung des Baugebiets festgelegt. Demnach ist pro angefangener 250 m² überbauter 
Fläche entweder ein Obst- bzw. Laubbaum zu erhalten oder ein Obst- bzw. Laubbaum zu 
pflanzen. Die Bäume sind nach der Gehölzliste in der dort angegebenen Qualität zu pflanzen 
und bei Ausfall/ Abgang zu ersetzen. Die für die Bepflanzung der Hausgärten empfohlenen 
Gehölze (Gehölzliste) stellen eine landschafts- und standortgerechte Auswahl dar. 
Damit Gärten naturnah gestaltet werden und keine sogenannten Schottergärten oder Gärten 
mit ähnlich gestalteten kargen Flächen entstehen, sind unbebaute und unbefestigte Flächen 
zu begrünen, mit standortgerechten Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen und zu unterhal-
ten. Eine Begrünung von Dächern und Fassaden wird empfohlen.  
 
Für die Ausleuchtung des Baugebietes und zum Schutz nachtaktiver Schmetterlinge und 
anderer Insekten sind energieeffiziente LED-Leuchten zu verwenden. Die Leuchten sollten 
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so niedrig wie möglich installiert werden, um die Fernwirkung zu reduzieren. Sämtliche Lam-
pentypen, die im Blaubereich abstrahlen sind unzulässig. 
 
 

6. Artenschutzrechtliche Relevanzabschätzung 

 
6.1 Einleitung 

Im Rahmen des Vorhabens sind Eingriffe in Natur und Umwelt geplant. Durch die Eingriffe 
kann es zu Beeinträchtigungen gemeinschaftsrechtlich geschützter Arten kommen.  
In Rücksprache mit der unteren Naturschutzbehörde wurde eine Begehung durch eine fach-
kundige Person gefordert, die eine Erheblichkeitsabschätzung durchführt. Dazu wurde dem 
Büro für Landschafts- und Freiraumplanung Herbert Studtrucker aus Erlangen der Auftrag 
erteilt, eine artenschutzrechtliche Beurteilung des Gebietes durchzuführen (siehe Anlage 
„Potentialabschätzung“). Ziel der Untersuchung ist die Berücksichtigung des Artenschutz-
rechtes bei Bauvorhaben, das in §§ 44 und 45 BNatschG geregelt ist. Dies bildet eine Vo-
raussetzung für die naturschutzrechtliche Zulassung von Vorhaben. Durch die Ausweisung 
des Baugebietes am südwestlichen Ortsrand von Heroldsbach soll untersucht werden, ob 
aufgrund der vorhandenen Strukturen streng geschützte Tierarten gestört, geschädigt oder 
getötet werden können.  
Auf der Basis der Ergebnisse der Potentialabschätzung sollten mit Abstimmung der Fachbe-
hörde eventuelle weitere Untersuchungsmaßnahmen abgeleitet werden.  
 
Anhand der Habitate wurden folgende Artengruppen bei der Untersuchung betrachtet: 
• Säugetiere 
• Vögel 
• Amphibien und Reptilien 
• Käfer und Tagfalter 
 
Des Weiteren wurde das Plangebiet auf das Vorkommen von in der ASK (Artenschutzkartie-
rung) oder unter der FFH-Richtlinie gelisteten und geschützten Pflanzenarten untersucht. 
 
 
6.2 Ergebnisse der Potentialprüfung  

Kurz werden die Ergebnisse der Potentialprüfung auf die einzelnen Artengruppen zusam-
mengefasst: 
 
Säugetiere 
Aufgrund der fehlenden Habitatstrukturen eignet sich das Untersuchungsgebiet nicht für saP-
relevante Tiergruppen der Fledermäuse. Der Planbereich weist keine Strukturen auf, die sich 
als Wochenstuben- oder Winterquartiere bzw. als Hangplätze für Fledermäuse eignen. Das 
Gebiet kann aber als Jagdhabitat aus den angrenzenden Siedlungsbereichen genutzt wer-
den.  
 
Vögel 
Im Plangebiet wurden bei der Begehung Sperlingsarten angetroffen, die auf der Vorwarnliste 
in Bayern stehen. Brutvorkommen der genannten Vögel sind aber innerhalb des Plangebie-
tes unwahrscheinlich. 
Das weitere Artenspektrum im Planraum ist eher geprägt von weit verbreiteten Vogelarten 
von Siedlungs- und Gartenvögeln. 
 
Amphibien und Reptilien 
Aufgrund der fehlenden Habitatstrukturen am Plangebiet ist kein Vorkommen der Zau-
neidechse zu erwarten. Ebenso eignet sich der Standort nicht für geschützte Amphibienar-
ten. 
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Käfer und Tagfalter 
Obwohl das Plangebiet im Allgemeinen von der Art und Größe her als Lebensraum für Insek-
ten geeignet ist, ist es für keine der in der ASK oder FFH-Richtlinie gelisteten, geschützten 
Insektenarten bedeutsam. Dennoch sind einige geschützten Insektenarten gesichtet worden. 
 
Gefäßpflanzen 
Das Plangebiet ist für die in der ASK oder unter der FFH-Richtlinie gelisteten und geschütz-
ten Pflanzenarten nicht geeignet.  
 
 
6.3 Zusammenfassung der Abschätzung 

Die Potentialabschätzung kommt zu dem Ergebnis, dass weitere eingehende Bestandserhe-
bungen und die Durchführung einer saP nicht für erforderlich erachtet wird. Weder bei den 
Säugetieren, noch bei den Vögeln bzw. bei den Amphibien/Reptilien sind aufgrund fehlender 
Habitatstrukturen Vorkommen von geschützten Arten zu erwarten. Die in der Südostecke 
liegende kleine Gehölzgruppe wird durch die Maßnahme gerodet. Für den Wegfall des Ge-
hölzes wird im Rahmen des naturschutzrechtlichen Ausgleichs nach Art.16 Abs. 1 Bay-
NatSchG eine interne Ausgleichsfläche im Südwest des Geltungsbereiches angelegt (siehe 
Kapitel 7).  
Der vollständige Bericht zur Potentialabschätzung liegt in der Anlage bei. 
 
 
 

7.  Naturschutzrechtlicher Ausgleich nach Art.16 Abs. 1 BayNatSchG (Ersatz für 
die Beseitigung des Gehölzes) 

 
Durch die Erschließung und Bebauung ist Rodung des im Geltungsbereich gelegenen Ge-
hölzes erforderlich. Gemäß Art. 16 Abs. 2 BayNatSchG i. V m. Art. 23 Abs. 3 BayNatSchG 
bedarf die Beseitigung der Hecke eines Antrags. Diesem kann zugestimmt werden, sofern 
die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können oder Gründe des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses vorliegen. In diesem Fall überwiegt nicht die Bereitstellung an Wohn-
raum gegenüber dem Interesse am Biotopschutz, dessen höherer Rang durch das generelle 
gesetzliche Veränderungsverbot verdeutlicht wird (siehe Art. 16 Abs. 1 BayNatSchG). Somit 
muss die Gehölzbeseitigung als ausgleichspflichtige Maßnahme angesehen werden.  
 
Lt. einer durchgeführten Vermessung fällt im geplanten Baugebiet das im Südosten beste-
hende Gehölz mit einer Größe von ca. 125 m² weg: 
Die Bepflanzung der im Südwesten des Geltungsbereiches auf öffentlichen Grund entste-
henden Ortsrandeingrünung soll der Kompensation des zu rodenden Gehölzes im Baugebiet 
dienen.  
 
Ausgleich des Gehölzes 
Die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs des Gehölzes erfolgt in Anlehnung an den „Leitfaden 
zur Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“. 
 
Ermittlung des Ausgleichsbedarfs  
Im Plangebiet liegt das oben beschriebene Gehölz vor, das bei der Baumaßnahme gerodet 
wird. Lt. Leitfaden handelt sich es hier um ein Feldgehölz bzw. eine Bauminsel. Damit sind 
dieses Gehölz der Kategorie II zuzuordnen. Nach dem Versiegelungs- und Nutzungsgrad 
fällt das Baugebiet in den Eingriffstyp B (GRZ ≤ 0,35). Somit ergibt sich ein Kompensations-
faktor von durchschnittlich 0,8 für das wegfallende Gehölz. 
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Zu rodendes (Baum-)Gehölz gesamt: ca. 125 m² 
 
Multipliziert mit dem Kompensationsfaktor von 1,0 ergibt dann folgenden Bedarf: 
125 m² x 1,0 = 125 m² 
 
Der Ausgleichsbedarf beläuft sich somit auf insgesamt 125 m².  
 
Die Ausgleichsfläche kann innerhalb des Geltungsbereiches ausgeglichen werden.  
 
Interne Ausgleichsfläche: 
Entlang des südwestlichen Geltungsbereiches soll ein mit Sträuchern und Bäumen ca. 4°m 
bis 5°m breiter Streifen zur Ortsrandeingrünung entstehen. Dieser Streifen liegt künftig auf 
öffentlichen Grund. Die Ausgleichfläche soll mit naturraumtypischen Büschen bzw. Sträu-
chern und Bäumen wie unten beschrieben bepflanzt werden. Sie ist von der Gemeinde zu 
pflanzen und zu unterhalten. Die Bepflanzung soll für das wegfallende Gehölze (ca. 125 m²) 
als naturschutzrechtlicher Ausgleich nach Art. 16 Abs. 1 BayNatSchG angerechnet werden. 
Die Flächengröße der dort entstehenden Hecke beträgt ca. 150 m². 
 
Ausführung und Pflege: 
Anlage einer dreireihigen Gebüsch- und Heckenlandschaft mit Bäumen: 
Die Anlage erfolgt durch Bepflanzung mit naturnahen und standortgerechten heimischen 
Büschen sowie Hecken (z.B. von der EAB Erzeugergemeinschaft oder gleichwertigen Her-
stellern) und heimischen Bäumen laut Gehölzliste.in der dort beschriebenen Qualität. 
Die Pflanzungen sind im Abstand der Hecken und Sträucher von 1,0 x 1,0 m vorgesehen. 
Die Pflanzungen werden mit entsprechenden Maßnahmen (wie Einzäunung, Drahthosen 
oder Mittel gegen Verbiss) ausreichend gegen Wildverbiss geschützt. Einzäunungen werden 
nach ca. fünf Jahren wieder entfernt. Um die Entwicklung der Heckenlandschaft mit Bäumen 
zu gewährleisten, sind Maßnahmen (wie Bewässerung) so lange durchzuführen, bis die 
Landschaft auch ohne Pflege in ihrem Bestand gesichert ist. Die restliche Fläche wird mit 
einer artenreichen Grünlandsaatmischung z.B. von Rieger Hofmann oder gleichwertigen 
Herstellern angesät und extensiv bewirtschaftet. Dünger und Pflanzenschutzmittel sind unzu-
lässig. Zwei Mahden im Jahr ab dem 15.06. und ab dem 1.10 mit Abfuhr des Mahdgutes. 
 
 

8. Erschließung des Baugebiets  

 
8.1 Straßenerschließung 

Die Erschließungsstraße verläuft von Nord-West nach Süd-Ost durch das Baugebiet, von der 
im Bebauungsplan „Steigäcker“ bereits vorgesehenen Einmündung zum südlich verlaufen-
den Wirtschaftsweg, der bis zum „Rennweg“ weitergeführt wird. Der westliche Teil des Bau-
gebiets wird mit einer Wendeanlage, welche für ein drei-achsiges Müllfahrzeug ausgelegt ist, 
erschlossen. 
 
Folgende Straßen- bzw. Wegbreiten sind beim Ausbau der Verkehrswege vorgesehen: 
 
Haupterschließungsstraße im Bereich der Parkstreifen: 9,50 m 

Fahrbahn:       5,50 m 
Parkstreifen      2,50 m 
Mehrzweckstreifen/Gehweg:    1,50 m 

 
Erschließungsstraße Richtung Westen mit Wendeanlage:  

Fahrbahn:       5,00 m 
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Es ist vorgesehen, die Fahrbahn zu asphaltieren und den Mehrzweckstreifen/Gehweg mit 
Betonpflaster zu befestigen.  
 
Ruhender Verkehr 
Der ruhende Verkehr soll weitestgehend auf den privaten Grundstücken untergebracht wer-
den. Hier ist die Satzung über die Anzahl, die Ablöse und die Gestaltung von Stellplätzen der 
Gemeinde Heroldsbach (Stellplatzsatzung – StS) zu beachten. 
 
 
8.2 Wasserver- und -entsorgung 

Die Trinkwasserversorgung erfolgt in der Gemeinde Heroldsbach bzw. Hausen über den 
„Zweckverband der Wasserversorgung Heroldsbacher Gruppe“. 
 
Das Baugebiet „Steigäcker II“ in Heroldsbach soll im Trennsystem entwässert werden: 
Der Anschluss an das Schmutzwasserssystem erfolgt über den beststehenden Mischwas-
serkanal im Rennweg. Das Schmutzwasser wird dann der Kläranlage des Zweckverbandes 
zur Abwasserbeseitigung der Hirtenbachgruppe in Hausen zu geführt. Der Abwasserzweck-
verband ist ein Zusammenschluss der beiden Gemeinden Hausen und Heroldsbach. 
 
Das anfallende Oberflächenwasser wird im Baugebiet über Regenwasserkanäle gesammelt 
und einem im Süden vorhergesehenes Rückhaltebecken zugeführt. Anschließend wird das 
Oberflächenwasser in den angrenzenden bestehenden Graben (Fl.Nr. 222/2, Gemarkung 
Heroldsbach) gedrosselt eingeleitet. Hinsichtlich der Oberflächenwasserbehandlung werden 
die DWA-Merkblätter M 153 und A 138 beachtet. Erforderlichenfalls wird ein wasserrechtli-
ches Verfahren durchgeführt.  
 
 
8.3 Sonstige Erschließungseinrichtungen 

Heroldsbach hat eine eigene Stromversorgung und ist durch die Deutsche Telekom Technik 
GmbH an das Fernsprechnetz angeschlossen. Der Ausbau der vorgesehenen Erschlie-
ßungsanlagen zur Versorgung des Baugebietes ist rechtzeitig mit den Betreibern abzustim-
men.  
 
 

9. Immissionsschutz 

 
Lärmemissionen durch haustechnische Anlagen 
Um innerhalb des Baugebietes mögliche Lärmemissionen durch haustechnische Anlagen 
(z.B. Wärmepumpen, Lüftungsanlagen) zu beschränken, wird die folgende Festsetzung im 
Bebauungsplan aufgenommen: 
 
Für den potenziellen Betrieb von haustechnischen Anlagen (Wärmepumpe, Lüftungsanlage 
etc.) wird am maßgeblichen Immissionsort (0,50 m vor dem geöffneten Fenster eines 
schutzbedürftigen Raumes) ein maximal zulässiger Teilbeurteilungspegel i. S. d. Nr. 3.2.1 
Abs. 2 der TA Lärm tags (von 6.00 Uhr – 22.00 Uhr) von 49 dB(A) und nachts (von 22.00 Uhr 
– 6.00 Uhr) von 34 dB(A) festgesetzt. Der Nachweis über die Einhaltung der genannten Im-
missionsrichtwerte obliegt den jeweiligen Betreibern. 
Im Bedarfsfall ist hierzu ein entsprechender Nachweis vorzulegen. 
 
 
Landwirtschaftliche Immissionen 
Das neue Wohngebiet grenzt an landwirtschaftlich genutzte Flächen an. 
Es ist davon auszugehen, dass kein Nutzungskonflikt zwischen den vorhandenen, landwirt-
schaftlichen Flächen und dem geplanten Baugebiet besteht. 
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In den Bebauungsplan wurde der Hinweis aufgenommen, dass es auf den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen zu Emissionen durch deren Bewirtschaftung kommen kann. Die 
Beeinträchtigungen können auch nachts, am Wochenende und an Feiertagen auftreten. 
 
 
Erstellt am: 22.07.2020 
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Anhang: Gehölzliste 
 
Bäume: (Hochstamm 3xv mB StU 14-16 cm bzw. Solitär 3xv mB 250-300 cm) 
Acer campestre      Feld-Ahorn 
Acer platanoides      Spitz-Ahorn 
Acer pseudoplatanus    Berg-Ahorn 
Carpinus betulus      Hainbuche 
Fraxinus excelsior     Gemeine Esche 
Prunus avium       Vogel-Kirsche 
Prunus padus       Traubenkirsche 
Quercus robur       Stiel-Eiche 
Sorbus aucuparia     Eberesche 
Tilia cordata       Winter-Linde 
 
Sträucher: (verpflanzte Sträucher 60 - 100 cm) 
Cornus sanguinea     Roter Hartriegel 
Corylus avellana      Haselnuss 
Crataegus monogyna    Weißdorn 
Euonymus europaeus    Gewöhnliches Pfaffenhütchen 
Lonicera xylosteum     Gewöhnliche Heckenkirsche 
Malus sylvestris      Holz-Apfel  
Prunus spinosa      Schlehe 
Pyrus communis      Wild-Birne 
Rhamnus catharticus    Kreuzdorn 
Rhamnus frangula     Faulbaum 
Ribes uva-crispa      Wilde Stachelbeere 
Rosa arvensis       Feld-Rose 
Rosa canina       Hunds-Rose 
Rubus caesius      Kratzbeere 
Rubus idaeus       Himbeere 
Sambucus nigra      Holunder 
Viburnum lantana     Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus      Gewöhnlicher Schneeball 
 
Obstbaum-Arten: (Hochstamm StU 8-10) 
Apfel 
Birne 
Süßkirsche 
Walnuss 
Zwetschge 
 
 
Kletter- und Schlingpflanzen (zur Begrünung von Fassaden, Rankgerüsten und Zäu-
nen) 
 
Selbstklimmend: 
Parthenocissus quinquefolia 'Engelmannii'  Wilder Wein 
Parthenocissus tricuspidata 'Veitchii'  Wilder Wein 
 
Rankhilfe erforderlich: 
Aristolochia macrophylla    Pfeifenwinde 
Humulus lupulus     Hopfen 
Lonicera, in Arten     Geißblatt 
Polygonum aubertii     Knöterich 
Rosa, in Sorten     Kletterrosen 
 


	1.  Planungserfordernis und Zielsetzung der Planung
	2. Geltungsbereich und örtliche Verhältnisse
	3. Verfahren und planungsrechtliche Situation
	3.1 Planaufstellungsverfahren
	3.2 Regionalplan
	3.3 Flächennutzungsplan

	4. Geplante bauliche Nutzung und Gestaltung
	4.1 Nutzungsart und Flächenaufteilung
	4.2 Maß der Nutzung / Höhenlage der Gebäude
	4.3 Bauweise und baugestalterische Festsetzungen
	4.4 Sonstige Festsetzungen und Hinweise

	5. Gestalterische Ziele und Maßnahmen der Grünordnung
	6. Artenschutzrechtliche Relevanzabschätzung
	6.1 Einleitung
	6.2 Ergebnisse der Potentialprüfung
	6.3 Zusammenfassung der Abschätzung

	7.  Naturschutzrechtlicher Ausgleich nach Art.16 Abs. 1 BayNatSchG (Ersatz für die Beseitigung des Gehölzes)
	8. Erschließung des Baugebiets
	8.1 Straßenerschließung
	8.2 Wasserver- und -entsorgung
	8.3 Sonstige Erschließungseinrichtungen

	9. Immissionsschutz
	Anhang: Gehölzliste

